
 

 1 

Anrufung der Einigungsstelle 
gem. Einigungsstellen-Verfahrensverordnung  

 
zur Prüfung der Erwerbsfähigkeit im Sinne des § 8 Absatz 1 Sozialgesetzbuch II und/oder 

der Hilfebedürftigkeit von: 
 

 
Angaben zur Person:  
Name, Vorname  
Geburtsdatum  
Straße, Hausnummer  
Wohnort  
Postleitzahl  
Nur bei SGB II-Kunden: Kundennummer  
Nur bei SGB II-Kunden: BG-Nummer  
 
Anrufende Institution:   
Dienststelle  
Verantwortlicher Sachbearbeiter  
Telefon  
e-mail  
Vertreter  
Telefon (Vertreter)  
e-mail (Vertreter)  
  
Feststellung über die oben genannte Person:  
Die Person ist anzusehen als  (bitte ankreuzen): 
erwerbsfähig  nicht erwerbsfähig      
 
Bei gegenteiliger Feststellung wäre 
die anrufende Institution zuständig 
nach (gesetzliche Bestimmung):  

 

  
Institution, die eine gegenteilige Feststellung get roffen hat:  
Dienststelle  
dortiger Ansprechpartner  
Telefon  
e-mail  
Vertreter  
Telefon (Vertreter)  
e-mail (Vertreter)  
 
Die andere Institution hat die 
gegenteilige Feststellung getroffen 
durch Bescheid / Schreiben / 
Mitteilung / mündliche Auskunft usw., 
(bitte angeben mit Datum und 
Aktenzeichen)  
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Anlage zum Deckblatt für die Anrufung der Einigungsstelle 
 
Hinweis: 
Die Einigungsstelle muss sich für die Entscheidung über die Erwerbsfähigkeit ein Gesamtbild 
von der betroffenen Person machen. Ziel des anrufenden Trägers sollte es sein, die 
Einigungsstelle von einer abweichenden Entscheidung  über die 
Erwerbsfähigkeit/Erwerbsunfähigkeit zu überzeugen.  Im eigenen Interesse sollte daher 
der anrufende Träger anhand der unten aufgeführten Unterlagen eine aussagekräftige 
Arbeitsgrundlage für die Einigungsstelle schaffen. 
 

1. Pflicht-Unterlagen 
 

a. Erkärung über die Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht (gem. 
Vordruck der Einigungssstelle) 

b. Ablehnender Leistungsbescheid, der mit (mangelnder) Erwerbsfähigkeit 
begründet wird 

c. Entscheidung von dem Träger, von dem der anrufende Träger abweichen will 
d. Medizinische Unterlagen  

i. Alle Befunde der behandelnden Ärzte 
ii. Gutachten Ärztlicher Dienst (BA) oder 

   Gutachten Gesundheitsamt (FHH) und/oder  
   Gutachten der Deutschen Rentenversicherung Nord (DRV Nord) 

iii. Gibt es noch weitere medinzinsche Unterlagen  
bei der BA                 □ ja           □ nein 
bei der FHH               □ ja           □ nein 

   bei der DRV Nord      □ ja           □ nein 
iv. Alle sonstigen dem anrufenden Träger vorliegenden medizinischen 

Unterlagen 
 
 

2. Kann-Unterlagen 
 
Erkenntnisse über die Auffassung des RV-Trägers zur Erwerbsfähigkeit 

a. Gutachten aus einem Rentenverfahren 
b. Ablehnungsbescheid hinsichtlich Erwerbsminderungsrente 
c. Nachweis über Versicherungsverlauf 
d. Nachweis über versicherungsrechtliche Voraussetzungen für eine 

Erwerbsminderungsrente 
e. Sonstiges 

 
3. Sonstige Unterlagen 

 
___________________________________________________________________
___________________________________________________________________
___________________________________________________________________ 

 
 
 
 
Hamburg,  
 
Datum und Unterschrift des verantwortlichen Leiters der anrufenden Institution  
 


